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Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) und seine 
Bedeutung für Ihre Praxis 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
in den vergangenen Tagen haben uns viele Anfragen von Ihnen erreicht. Die Sorgen um die 
wirtschaftliche Zukunft Ihrer Praxis, um den Erhalt Ihres Teams und um die Versorgung Ihrer 
Patientinnen und Patienten sind real. 
 
Der Bundestag hat am 10. Juli 2026 das Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-BStabG) beschlossen. Mit diesem Schreiben informieren 
wir Sie über die für Sie relevanten Punkte des Gesetzes und deren Auswirkungen auf die 
ambulante Versorgung – und darüber, was wir als KV Nordrhein jetzt für Sie unternehmen. 

Hintergrund des Gesetzes 

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) steht vor einer erheblichen finanziellen 
Herausforderung. Für das Jahr 2027 rechnen Expertinnen und Experten mit einer Deckungslücke 
von rund 15 bis 19 Milliarden Euro, die ohne Gegenmaßnahmen bis 2030 auf bis zu 40 Milliarden 
Euro anwachsen könnte. Die Ursachen dafür sind vielschichtig: die demografische Entwicklung, 
steigende Behandlungskosten und der medizinische Fortschritt gehören dazu. 
 
Das GKV-BStabG soll die Ausgaben der Krankenkassen enger an deren Einnahmen koppeln und 
so weitere Beitragssatzerhöhungen für Versicherte begrenzen. Das Ziel ist nachvollziehbar – der 
Weg dahin trifft vor allem die ambulante Versorgung jedoch unverhältnismäßig hart. 
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Was regelt das Gesetz? Die wichtigsten Punkte für Ihre Praxis 

▪ Kopplung der Vergütung an die Grundlohnrate 
Ab dem 1. Januar 2027 werden Vergütungssteigerungen für vertragsärztliche und 
vertragspsychotherapeutische Leistungen an die Entwicklung der Einnahmen der gesetzlichen 
Krankenkassen gebunden. Das bedeutet: Honorarsteigerungen werden künftig an die 
Gesamteinnahmeentwicklung der gesetzlichen Krankenkassen gekoppelt. Maßstab dafür ist 
die durchschnittliche Lohnentwicklung in Deutschland. Mit anderen Worten: Die Honorare 
wachsen nur noch in dem Maße, wie die Löhne – die sogenannte Grundlohnrate – in 
Deutschland steigen. 

▪ Streichung der Vergütungsregelungen für TSVG-Konstellationen 
Derzeit werden bestimmte Leistungen, die im Rahmen des Terminservice- und 
Versorgungsgesetzes (TSVG) erbracht werden, extrabudgetär vergütet. Dazu gehören 
Leistungen in der offenen Sprechstunde, bei Akutterminen sowie in Behandlungsfällen, die 
über die Terminservicestellen oder Hausärzte vermittelt werden. Diese extrabudgetäre 
Vergütung entfällt ab 1. Januar 2027 vollständig. Gleichzeitig erwartet die Politik, dass die 
damit verbundenen Leistungen innerhalb der Regelleistungsvolumen erbracht werden – ohne 
dass diese entsprechend sachgerecht angehoben werden. Erste Hochrechnungen zeigen für 
Nordrhein dadurch jährliche Honorareinbußen von bis zu 200 Millionen Euro. 

▪ Überführung extrabudgetärer Leistungen in die MGV 
Neben den TSVG-Fällen werden künftig nahezu alle Leistungsbereiche, die bislang 
extrabudgetär vergütet wurden, in die Morbiditätsbedingte Gesamtvergütung (MGV) 
überführt und erstmals mengenmäßig budgetiert. Dazu gehören u. a. ambulante Operationen, 
Vorsorge- und Präventionsleistungen, Pflegeheim- und Palliativversorgung sowie Leistungen 
der psychotherapeutischen Versorgung. Die Zuordnung des bisherigen Honorarvolumens aus 
der Extrabudgetären Gesamtvergütung (EGV) zu den Facharztgruppen wird dabei auf 
Bundesebene vorgegeben. Der Bewertungsausschuss ist beauftragt, entsprechende Vorgaben 
zur Honorarverteilung auszuarbeiten. 

▪ Degressionsregelungen bei Fallzahlsteigerungen Haus- und Kinderärztinnen und -ärzte 
Derzeit gilt eine verlässliche Regelung für Haus- und Kinderärztinnen und -ärzte: Erbringen die 
Praxen mehr Leistungen, als durch das feste Budget der MGV abgedeckt ist, gleichen die 
Krankenkassen diese Differenz vollständig aus. Die erbrachten Leistungen werden somit 
immer zu 100 Prozent bezahlt. 
 
Zukünftig soll diese finanzielle Absicherung jedoch eingeschränkt werden. Sofern eine 
Arztgruppe ihre Leistungen im Vergleich zum Vorjahresquartal ausgeweitet hat – z. B. weil 
mehr Patientinnen und Patienten behandelt worden sind –sind Abschläge auf diese 
Ausgleichszahlungen geplant. Die Höhe der Abschläge wird dabei durch den 
Bewertungsausschuss auf Bundesebene vorgegeben.  
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▪ Streichung & Abwertung diverser Leistungen 
Die Vergütung für die Erst- und Folgebefüllung der elektronischen Patientenakte (ePA), 
Hygienezuschläge, die Organspende-Beratung sowie Zuschläge für die Kurzzeittherapie in der 
Psychotherapie entfallen mit Beginn des Jahres 2027 und sind dann nicht mehr 
abrechnungsfähig. 
 
Gleichzeitig wurde der Bewertungsausschuss beauftragt, eine mögliche Absenkung von 
Leistungen im Zusammenhang mit Katarakt-OPs zu prüfen. Auch eine mögliche Absenkung des 
technischen Leistungsanteils diverser Leistungen der Radiologie, Nuklearmedizin und 
Strahlentherapie wird bis zum 31. März 2027 evaluiert. Bis dahin bleiben die Bewertungen 
unverändert.  

Unsere klare Haltung: Das trifft die Falschen 

Die ambulante Versorgung ist der effizienteste und patientennaheste Bereich im deutschen 
Gesundheitswesen. Dennoch trägt sie nun einen überproportionalen Teil der Sparmaßnahmen. 
Nach unseren ersten Hochrechnungen führt die Gesamtheit der Sparmaßnahmen in Nordrhein zu 
einem Verlustvolumen von etwa sechs Prozent der Gesamtvergütung. Das ist aus unserer Sicht 
weder fair noch zukunftsweisend. 
 
Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass die Bundesregierung die Regelungen nachbessert und die 
ambulante Versorgung nicht unverhältnismäßig belastet. 

Wie geht es weiter? 

▪ Die im GKV-BStabG enthaltenen Regelungen treten überwiegend ab 01.01.2027 in Kraft.  

▪ Viele konkrete Umsetzungsschritte wie etwa die Ausgestaltung der neuen 
Budgetierungsregeln und der Bereinigungen der MGV oder die Anpassung im EBM obliegen 
dem Bewertungsausschuss (BA) auf Bundesebene. Die Umsetzung in der konkreten 
Honorarverteilung in Nordrhein ist abhängig von dessen Beschlüssen, die wir im Laufe des 2. 
Halbjahres 2026 erwarten.  

▪ Auf Basis der BA-Beschlüsse wird der Honorarverteilungsmaßstab (HVM) der KV Nordrhein 
angepasst, um die neuen gesetzlichen Vorgaben auf die Fachgruppen zu übertragen. Über die 
Änderung des HVM entscheidet die Vertreterversammlung. Wir bereiten diesen Prozess - 
begleitet durch die Gremien der KV Nordrhein - derzeit bereits vor. 

▪ Die neuen Gesamtvergütungsvereinbarungen mit den Krankenkassen in Nordrhein für das 
Jahr 2027 müssen bis zum 15. Februar 2027 abgeschlossen sein.  

▪ Wir werden Sie über alle weiteren Schritte zeitnah und offen informieren, um Sie auf die 
Konsequenzen für Ihre Praxis bestmöglich vorzubereiten. 
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Wir begleiten die Umsetzung eng, vertreten die Interessen der nordrheinischen Praxen in den 
anstehenden Verhandlungen und informieren Sie fortlaufend über alle Auswirkungen auf Ihre 
Praxis. Das bedeutet: klare Kommunikation, engagierte Interessensvertretung auf Landes- und 
Bundesebene – und eine HVM-Anpassung, die Ihre Situation realistisch abbildet. 
 
Mit freundlichen kollegialen Grüßen 

 
Dr. med. Frank Bergmann Dr. med. Carsten König, M. san. 
Vorstandsvorsitzender Stellvertretender Vorsitzender 


